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ZEHN FRAGEN AN ...

Thomas Jung (SPD),
Oberbürgermeister von Fürth

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Entdeckungen in der freien Natur, eine schöne Blüte oder ein
strahlend blauer Himmel.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich bin ein gläubiger Mensch und die christliche Botschaft gibt
immer wieder neue Kraft und Zuversicht.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Geduld und Gelassenheit, da sie mir manchmal fehlen.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Nein.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Radfahren oder Schwimmen im Sommer oder ein kühles Bier.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Krimis oder Gesellschaftsromane.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Mein einziges luxuriöses Hobby ist das Tauchen, und das ver-
suche ich auch ein Mal im Jahr zu praktizieren.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Perfekt ist jeder Urlaub, der harmonisch und mit neuen Eindrü-
cken erlebt wird.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Bleibt zuversichtlich, das Leben geht immer weiter.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Ungezählte Menschen, die unter schwierigsten Bedingungen
als Alleinerziehende ihr Leben auf die Reihe kriegen und dann
noch ihren Kindern viel Liebe und Aufmerksamkeit schenken.

Thomas Jung (58) ist bei der Kommunalwahl mit
klarer Mehrheit schon im ersten Wahlgang mit
72,9 Prozent der Stimmen wiedergewählt worden.
Der Vater zweier Kinder regiert die Kleeblattstadt
bereits seit 2002. Davor war er Staatsanwalt und
SPD-Landtagsabgeordneter.
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DIE FRAGE DER WOCHE Sollen zur Eindämmung des Coronavirus Handydaten genutzt werden dürfen?

Von
Alfred Winter,
Präsident der Deut-
schen Gesellschaft für
Medizinische Informa-
tik, Biometrie und Epi-
demiologie (GMDS)

Handys mit Bluetooth sind geeignet,
um Kontakte von Infizierten mit nicht
infizierten Personen im Nachhinein
zu ermitteln. Wenn zwei teilnehmen-
de Handys nahe beieinander sind,
kann eine App Kontaktinformationen
austauschen. Die Privatsphäre aller
Beteiligten wird dabei gewahrt, weil
keine persönlichen Informationen
ausgetauscht werden müssen. Es
müssen auch keine Informationen
über Ort und Zeitpunkt des Kontakts
in zentralen Datenbanken gespei-
chert werden.
Mit der Einrichtung einer neutralen
Treuhandstelle können die identifi-
zierenden Daten von Personen strikt
von den Kontaktinformationen ge-
trennt werden. Dazu müssen sich die
Personen, welche die App nutzen
möchten, bei der Treuhandstelle re-
gistrieren lassen. Um sich zu registrie-
ren, gibt zum Beispiel Frau Müller Ihre
E-Mail-Adresse bei der Treuhandstel-
le ab und bekommt eine zufällig er-
zeugte Nummer zurück, das Pseudo-

IJA

nym. Die Treuhandstelle merkt sich
nur, welche E-Mail-Adresse zu wel-
chem Pseudonym gehört. Kommt
nun das Handy von Frau Müller nahe
am Handy von Herrn Meier vorbei,
werden lediglich die Pseudonyme der
beiden ausgetauscht. Die Pseudony-
me werden nur eine begrenzte Zeit
gespeichert, vielleicht 18 Tage. Sollte
Herr Meier kurze Zeit später positiv
auf das Coronavirus getestet werden,
übermittelt er mit seiner App alle noch
gespeicherten Pseudonyme an die
Treuhandstelle, die dann Frau Müller
und andere Personen, die in letzter
Zeit in der Nähe von Herrn Meier wa-
ren, informieren kann. Bei solchen
Verfahren hält die GMDS Kontakter-
mittlungs-Apps für sehr sinnvoll und
auch vertretbar.
Wie in vielen Bereichen der medizi-
nischen Forschung ist auch hier die
Aufklärung und die Einwilligung der
Nutzer erforderlich, auch um unnö-
tige Verängstigungen zu vermeiden.
So kann moderne Technologie
eine Epidemie eindämmen
helfen, ohne die Privat-
sphäre zu verletzen. Das
massenhafte Auslesen
von Verbindungsdaten
in sogenannten Funk-
zellen ist dagegen viel
zu ungenau und schafft
riesige Datenschutz-
probleme.

Von
Frank Spaeing,
Vorsitzender der Deut-
schen Vereinigung für
Datenschutz e.V.
(DVD)

NEIN

Frau Merkel sagt, dass wir das Coro-
navirus besiegen können, ohne un-
sere freiheitlichen und demokrati-
schen Prinzipien aufgeben zu müs-
sen. Daran sollten sich alle orientie-
ren, die angesichts des Rückgangs der
Infektionszahlen im Polizeistaat Chi-
na meinen, einer derartigen Gesund-
heitsherausforderung könne man nur
mit autoritären Mitteln Herr werden.
Das Gegenteil ist richtig: Die wirk-
samsten Mittel gegen eine Pandemie
sind solche, die von den Menschen
verstanden und freiwillig mitgetra-
gen werden. Aktuell gibt es eine gro-

ße Bereitschaft der Bürger,
sich bewusst einzuschrän-

ken. Ob dies ausreicht,
muss immer wieder neu
geprüft werden; wenn
nicht, kann und darf
der Gesetzgeber rigi-
der vorgehen; geeig-
net, erforderlich und
verhältnismäßig muss
es dennoch sein.

Digitale Technik kann einen Beitrag
leisten, um Betroffenen zusätzlichen
Schutz zu geben. Ob die Mobilfunk-
daten der Telekom hilfreich sein wer-
den, kann man bezweifeln. Sind die-
se, wie angegeben, aggregiert und
damit anonym, haben wir kein Da-
tenschutzproblem. Apps auf Mobil-
geräten mit einer präzisen Lokalisie-
rungsfunktion, etwa mit GPS, könn-
ten die Nutzenden informieren, wann
und wo sie sich in einem Risikogebiet
aufhalten. Mit Bluetooth-Lösungen
könnte gar eine Warnung von Gerät
zu Gerät bei räumlicher Nähe ohne
zentrale Datenzusammenführung er-
folgen.
Wer wirksam die Quarantäne von
Angesteckten zu Hause überwachen
will, der kann sich mit Smartphone-
Tracking nicht begnügen. Das kann
man zu Hause lassen, wenn man sich
– illegal außer Haus – mit Freunden
trifft. Nötig wäre dann eine elektro-
nische Fußfessel, die wir bisher nur für
terroristische Gefährder und schwere
Straftäter kennen. Südkorea hat ge-
zeigt, dass man mit intensivem Testen
die Ansteckungsraten stark senken
kann. Eine medizinische Lösung der
Corona-Krise bekommt unserer De-
mokratie mehr als eine polizeistaatli-
che. Zumal rechte politische Kräfte an
einer solchen Lösung Gefallen finden
würden – auch für die Zeit nach der
Krise.

Schutzmasken pro Monat genäht
werden.

„Das sind Corona-Schutzmas-
ken“, sagte Söder. Diese seien hö-
herwertiger als OP-Masken und
„auf dem Weg zu einer FFP2-Mas-
ke“. Grundsätzlich unterscheidet
das Bundesinstitut für Arzneimittel
und Medizinprodukte zwischen
selbst hergestellten Masken, medi-
zinischem Mund-Nasen-Schutz
und sogenannten filtrierenden
Halbmasken (FFP2 und FFfP3), die
auch dem Eigenschutz dienen. Die
anderen dienen vorrangig dem
Schutz vor infektiösen Tröpfchen
des Mundschutz-Trägers.

Zettl ist eine von etlichen Firmen
im Freistaat, die vorübergehend
Schutzmasken herstellen oder her-
stellen wollen. Dazu gehören etwa
der Hemdenhersteller Eterna aus
Passau sowie das Deutsche Zen-
trum für Luft- und Raumfahrt.
> DPA

Ministerpräsident Markus Söder
prognostiziert im Kampf gegen das
Coronavirus auf lange Sicht einen
Bedarf von „Milliarden“ Masken.
„Wir werden auf Dauer enorm viel
Masken brauchen“, sagte der CSU-
Chef. Zuerst brauche man die Mas-
ken für das medizinische Personal
und dann prioritär auch für Alten-
und Pflegeheime, sagte Söder. Man
brauche die Masken dann aber
auch „in der breiten Entwicklung
auch irgendwann, wenn es um den
Arbeitsschutz geht, um das Mitei-
nander“.

Söder und Wirtschaftsminister
Hubert Aiwanger (FW) besuchten
einen Automobilzulieferer, der sei-
nen Betrieb wegen der Corona-Kri-
se auf die Produktion von Masken
umstellt. Üblicherweise werden in
dem Werk der Firma Zettl Zube-
hörteile wie Sitzbezüge oder Tür-
verkleidungen hergestellt. Künftig
sollen dort bis zu fünf Millionen

Ministerpräsident Söder sieht riesigen Bedarf

Milliarden Masken nötig

hatte mehr Stress als vorher“, sagt
sie. Unter anderem habe sie an di-
gitalen Qualifizierungen auf Uni-
versitätsniveau teilgenommen und
bereits mehrere Online-Kurse im
virtuellen Klassenzimmer geleitet.
„Ich versuche alles, um den Ein-
kommensausfall irgendwie zu
kompensieren“, sagt sie. „Aber
das ist mit unglaublich viel Auf-
wand verbunden.“

Rund drei Viertel ihrer Einnah-
men verdiente sie bisher mit Un-
terrichten, der Rest stammte aus
ihrem zweiten Standbein: einer
kleinen PR-Agentur, mit der sie je-
doch ebenfalls von der Krise be-
troffen ist. Ihr Glück: Für ihre Fir-
ma konnte sie die bayerische Co-
rona-Soforthilfe in Anspruch neh-
men – 5000 Euro, die ihr bereits
überwiesen wurden. Auch für ihre
Lehrtätigkeit hat sie einen Antrag
auf die Unterstützung gestellt. Ob
der bewilligt wird, weiß sie nicht.
Immerhin könne sie einige Be-
triebskosten geltend machen, sagt
sie: „Deshalb bin ich guter Hoff-
nung.“ Die meisten ihrer Kollegen
gingen aber vermutlich leer aus
und müssten Hartz IV beantragen,
was nicht nur finanziell einen ge-
waltigen Absturz bedeute, sagt
Stefanie Steible. Entsprechend
groß sei der Frust.

Tatsächlich hat der Freistaat
sehr viel unternommen, um Op-
fern der Coronakrise zu helfen.
Dennoch: In Teilbereichen sollte
nachgebessert werden. Damit alle,
die es benötigen, Solidarität erfah-
ren. > BRIGITTE DEGELMANN

träge zur Kranken- und Renten-
versicherung müssen trotzdem be-
zahlt werden.“ Einige Bundeslän-
der, etwa Baden-Württemberg
und Berlin, hätten deshalb bei der
Soforthilfe bestimmte Beträge für
den Lebensunterhalt anerkannt.

Das bayerische Wirtschaftsmi-
nisterium hält dagegen, dass die
Soforthilfe Corona vor allem dazu
gedacht sei, um betriebliche Eng-
pässe auszugleichen: Wenn ein
Freiberufler nicht unter diese Kri-
terien falle, dann sei das vom
Bund beschlossene Sozialschutz-
paket „grundsätzlich die geeigne-
tere Unterstützungsleistung“. Im
Klartext: Abgesehen von Einzel-
fällen, müssen die meisten Betrof-
fenen wohl Grundsicherungsleis-
tungen wie Hartz IV beantragen,
immerhin zu erleichterten Bedin-
gungen mit Blick auf Vermögens-
anrechnung und Wohnkosten.

Stefanie Steible aus Nürnberg
erfüllen diese Vorgaben mit großer
Sorge. Bis zum 13. März war sie
regelmäßig als Lehrerin für
Deutsch als Fremdsprache und
Deutsch als Zweitsprache tätig, in
mehreren Volkshochschulen und
anderen Bildungseinrichtungen in
Bayern. Auch Integrationskurse
leitete sie. All das ist nun wegge-
brochen. Das Problem für Steible:
Sie arbeitet freiberuflich, wird also
nur dann bezahlt, wenn sie unter-
richtet. Entsprechend hart treffen
sie die Schließungen.

Dennoch gibt sie nicht auf. „Ich
habe mich in den letzten drei Wo-
chen nicht ausgeruht, sondern

der Kultur- und Kreativwirtschaft
ankämen und dass es offenbar kei-
ne einheitlichen Vorgaben bei den
Förderkriterien gebe. Die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaf-
ten (GEW) bezeichnete das Hilfs-
programm gar als „Mogelpa-
ckung“, zumindest für Freiberufler
in der Bildung, als das Ministerium
vor wenigen Tagen die Förderkri-
terien präzisierte. Denn kaum ein
Honorardozent habe Anspruch
auf die Unterstützung. Eine der Vo-
raussetzungen dafür sei nämlich,
dass man eine Betriebsstätte in
Bayern habe.

Dozenten an Unis und an
Volkshochschulen haben
das Nachsehen

Das schließe viele Künstler, aber
auch selbstständige Lehrkräfte an
Volkshochschulen und Universi-
täten aus, kritisierte die GEW
Bayern. Deren Vorbereitung finde
nämlich zuhause statt, die Auftrit-
te beziehungsweise Unterrichts-
stunden aber in den Räumen der
Vertragspartner. Und ein häusli-
ches Arbeitszimmer werde nicht
als Betriebsstätte anerkannt.

Außerdem, gibt GEW-Sekretär
Erwin Denzler zu bedenken, be-
treffe die Förderung nur laufende
Betriebsausgaben wie Mieten für
Geschäftsräume. Das hätten Lehr-
beauftragte selten. „Aber der eige-
ne Lebensunterhalt und die Bei-

Die Zahlen sind gigantisch:
Mehr als 210 000 Anträge

sind bis zum 1. April auf die Be-
willigungsbehörden eingeprasselt,
nachdem die bayerische Staatsre-
gierung am 18. März das Förder-
programm Soforthilfe Corona auf-
gelegt hatte. Damit will man klei-
nen und mittleren Unternehmen
in Bayern, die von den Folgen der
Pandemie gebeutelt werden, unter
die Arme greifen. Bis 1. April seien
hier bereits mehr als 283 Millio-
nen Euro zur Auszahlung ange-
wiesen worden, teilt das bayeri-
sche Wirtschaftsministerium mit.
„Kein anderes Bundesland hat sei-
nen kleinen und mittleren Firmen
so schnell geholfen“, verkündet
Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler) stolz.

Inzwischen ist das Förderpro-
gramm des Freistaats mit den Hil-
fen des Bundes verzahnt. Und
auch in Bayern gelte jetzt die Re-
gelung, dass man die Soforthilfe
beantragen könne, ohne vorher
auf das Privatvermögen zurück-
greifen zu müssen, sagt ein Spre-
cher des Wirtschaftsministeriums.
Vorausgesetzt, der Betroffene ste-
cke wegen der Corona-Krise in
existenzgefährdenden Schwierig-
keiten. Vorrang habe derzeit „die
Bearbeitung der unzweifelhaft po-
sitiven Anträge“, informiert der
Sprecher. Zur Zahl der abgelehn-
ten Anträge könne man deshalb
noch nichts sagen.

Kritik regt sich dennoch. Die
bayerische FDP etwa moniert, dass
die Corona-Soforthilfen nicht in

Bayern tut mehr als jedes andere Land, um die Krise zu meistern – doch immer wieder fühlen sich Menschen vergessen

Viel Frust, trotz gewaltiger Hilfen

Honorardozenten gehen leer aus:
Sie haben mangels offizieller Be-
triebsstätte keinen Anspruch auf
das Corona-Hilfsprogramm.
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